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gen die Gleichberechtigung ihrer Mitgliedsländer statuiert. 
Die Nichtgewährung der in der PVÜ verbürgten Rechte 
durch einige kapitalistische Länder verursachte der DDR 
erhebliche ökonomische Schäden. Demgegenüber hat die 
DDR zu jeder Zeit den Unternehmen aller Verbandsstaa­
ten die sich aus der PVÜ ergebenden Rechte zuteil werden 
lassen.

Die PVÜ geht stillschweigend davon aus, daß das Na­
mensrecht der Wirtschaftseinheiten sich nach deren Per- 
sonalstatut bestimmt. Das bedeutet, daß die Entstehung, 
die Beendigung und die materielle Ausgestaltung des 
Rechts am Firmennamen der Kombinate, Kombinatsbe­
triebe und volkseigenen Betriebe sidh nach dem Recht der 
DDR bestimmen.

Die entsprechende Norm für den Schutz des Handels­
namens1® ist Art. 8 PVÜ. Danach ist der Handelsname in 
allen Verbandsländern ohne Verpflichtung zur Hinterle­
gung oder Eintragung geschützt, gleichgültig, ob er einen 
Bestandteil einer Fabrik- oder Handelsmarke bildet oder 
nicht. Entsprechend Art. 2 PVÜ genießen die Angehörigen 
eines jeden Verbandslandes in allen übrigen Verbands- 
ländem in bezug auf den Schutz des gewerblichen Eigen­
tums — wozu auch der Handelsname gehört — die Vorteile, 
welche die betreffenden Gesetze den eigenen Staats­
angehörigen gewähren oder in Zukunft gewähren wer­
den. Da die PVÜ hinsichtlich des Schutzes die Inländer­
behandlung postuliert, ist es unzulässig, Unternehmen 
des eigenen Landes zu bevorzugen. Darüber hinaus sind 
nach Art. 10bis PVÜ die Verbandsländer verpflichtet, 
einen wirksamen Schutz gegen unlauteren Wettbewerb zu 
sichern, wobei sie insbesondere alles zu untersagen haben, 
was Verwechslungen mit Dritten oder deren Waren her- 
vorrufen kann bzw. den Ruf von Konkurrenzunterneh­
men durch falsche Angaben gefährdet.

Die einfache Existenz der Firmennamen von Wirt­
schaftseinheiten ist auch nach allgemeiner internationaler 
Auffassung für die Inanspruchnahme der durch die jewei­
ligen nationalen Rechtsordnungen der Verbandsländer 
gewährten Rechte nicht ausreichend. Namensrechte sind 
— wie bereits ausgeführt — keine Registerrechte, sie ent­
stehen aus der Benutzung des Namens. Deshalb ist im 
Ausland eine der Schutzvoraussetzungen, daß der Firmen­
name den beteiligten Verkehrskreisen als Name der be­
treffenden Wirtschaftseinheit bekannt ist und diese den 
Firmennamen mit den Erzeugnissen der Wirtschaftsein­
heit in Zusammenhang bringen, wobei der Nachweis einer 
ernsthaften und kontinuierlichen Benutzung als Schutz­
voraussetzung ausreichend ist. Die Rechte können durch 
denjenigen beansprucht werden, dem die Priorität der 
Benutzung des Firmennamens zusteht.

Der territoriale Schutzbereich muß aber nicht mit dem 
Staatsgebiet identisch sein. Innerhalb eines Staatsgebiets 
können durchaus parallele Rechte an verwechselbaren 
Firmennamen bestehen, wenn sich die territorialen Be­
reiche der Wirtschaftstätigkeit der Unternehmen nicht 
tangieren.

Der Rechtsbestand der Firmennamen durch aktive Be­
nutzung ist in jedem Fall eine zwingende Voraussetzung 
dafür, daß sich die Firmennamen unserer volkseigenen 
Wirtschaftseinheiten zu wertvollen immateriellen Fonds 
des staatlichen sozialistischen Eigentums, entwickeln und 
auf den Auslandsmärkten als Träger des Rufs zu einer 
effektiven Außenhandelstätigkeit beitragen können. Dies 
wiederum erhärtet die Forderung, die Firmennamen so zu 
gestalten, daß sie zutreffend sind und die Gefahr von 
Verwechslungen maximal einschränken.

Zur Gestaltung des Firmennamens 
im Hinblick auf die Benutzung im Ausland

Die Firmennamen werden bei ihrer Benutzung im 
Ausland nicht übersetzt, sondern in der Sprache des Lan­
des benutzt, welches das Namensrecht begründet hat; sie 
werden also unverändert geschrieben und ausgesprochen. 
Daraus ergibt sich einerseits, daß die Firmennamen volks­
eigener Wirtschaftseinheiten in weit höherem Maße der 
Kollisionsgefahr mit deutschsprachigen als mit fremd­
sprachigen Firmennamen und anderen Warenkennzeich­
nungen ausgesetzt sind. Andererseits ist im eigenen In­
teresse für die Gestaltung der Firmennamen zu fordern, 
daß sie auch von solchen Ausländern ausgesprochen und 
identifiziert werden können, die die deutsche Sprache 
nichj beherrschen.

Um den ersten Erfordernissen zu entsprechen, emp­
fiehlt es sich vor allem, bei der Gestaltung des Firmen­
namens geographische Angaben zu verwenden, die auf 
einen Ort, ein Gebiet, eine Landschaft oder ein Bauwerk 
verweisen, zu denen die Wirtschaftseinheit eine direkte 
Bindung hat. Derartige geographische Angaben sind 
grundsätzlich den Wirtschaftseinheiten zur namensmäßi­
gen Benutzung Vorbehalten, die dort ihren Sitz haben 
bzw. ihre Wirtschaftstätigkeit ausüben.

Aus der Benutzung der Firmennamen im fremdspra­
chigen Raum erwächst die Notwendigkeit, sie so zu bil­
den, daß sie im jeweiligen Sprachraum leicht aussprechbar 
und gut einzuprägen sind. Deshalb sollten sie möglichst 
kurz sein. Unbedingt ist darauf zu achten, daß Bestand­
teile von Firmennamen keine abwertende oder diskrimi­
nierende Bedeutung in anderen Sprachen besitzen.

Das verstärkte Auftreten volkseigener Wirtschaftsein­
heiten auf den Außenhandelsmärkten macht die beson­
dere Verantwortung deutlich, die die staatlichen und 
wirtschaftsleitenden Organe im Zusammenhang mit der 
Gründung von Kombinaten, Kombinatsbetrieben und Be­
trieben bei der Festlegung des Firmennamens haben.

Auch der Beauftragte für Registerführung beim Be­
zirksvertragsgericht darf sich in dieser Beziehung nicht’ 
einfach als Registrator verstehen. Seine Verantwortung 
besteht vielmehr auch darin, spezifische internationale 
Fragen der Gestaltung des Firmennamens zu berücksich­
tigen. 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

1 Wirtschaftseinheiten der volkseigenen Wirtschaft sind gemäß 
§ 1 Abs. 2 RegisterVO:
— volkseigene Kombinate,
— volkseigene Betriebe der Kombinate (Kombinatsbetriebe),
— volkseigene Betriebe, die keinem Kombinat angehören,
— wirtschaftsleitende Organe und Einrichtungen im Bereich der 

volkseigenen Wirtschaft, die nach dem Prinzip der wirtschaft­
lichen Rechnungsführung arbeiten und juristische Personen 
sind oder auf Grund von Rechtsvorschriften eintragungs­
pflichtig sind.

2 Vgl. dazu R. Klinkert/W. Petter, „Zu Problemen der Gründung 
von Wirtschaftseinheiten und ihrer Namensgebung“, Wirt­
schaftsrecht 1980, Heft 1, S. 13 ff.; W. Petter/J. Woltz, „Gründung 
und Namensrecht von Kombinaten und Betrieben“, NJ 1980, 
Heft 1, S. 4 ff.

3 Der Begriff „Firmenname“ findet sich zwar weder in der Kom- 
binatsVO noch ln der RegisterVO; er wird aber in der Fach­
literatur häufig gebraucht und erleichtert die Abgrenzung vom 
zivilrechtlichen Namen.

4 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechtstheorie, Lehr­
buch, Berlin 1975, S. 369 ff.

5 Vgl. L. Lotze, „Die Funktionen des sozialistischen Rechts“, Staat 
und Recht 1978, Heft 5, S. 442 ff. (445 f.).

6 In diesen Fällen wird sich eine Änderungsanweisung gemäß 
§ 40 Abs. 5 KombinatsVO notwendig machen. Damit das nach 
Möglichkeit vermieden wird, wurde die besondere Verantwor­
tung für die Gestaltung des Namens bei der Gründung der 
Wirtschaftseinheit betont.

7 Vgl. dazu W. Petter/J. Woltz, a. a. O., S. 5.
8 Zum rechtswidrigen Namens- und Firmenmißbrauch vgl. z. B. 

OG, Urteil vom 23. März 1961 - 1 Uz 4/60 Pa - (NJ 1961, Heft 20, 
S. 714).

9 Vgl. Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht (GRUR) In­
ternational 1957, Heft 8/9, S. 364.

10 Der Begriff des Handelsnamens — im Sinne der PVÜ — subsu­
miert alle Unternehmensbezeichnungen mit Namensfunktion. 
Somit sind neben den Firmennamen auch Personennamen, be­
sondere Geschäftsbezeichnungen, Abkürzungen von Firmen­
namen, Firmennamensschlagworte und selbst Marken geschützt, 
wenn sich diese zu einem stabilen Hinweis auf eine Wirtschafts­
einheit entwickelt haben.

Bei der Gestaltung der Firmennamen volkseigener Wirt­
schaftseinheiten sollte u. a. folgendes beachtet werden:


